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EINFÜHRUNG 

1 . Im Verlauf der letzten zehn Jahre hat die ge- 
meinsame Agrarpolitik auf wirtschaftlicher wie auf 
politischer Ebene stets einen zentralen Platz im 
europäischen Integrationsprozeß eingenommen. Die 
Landwirtschaft wird in dieser europäischen Integra- 
tion auch weiterhin eine bedeutende Rolle spielen. 
In Anbetracht der Entwicklungsaussichten der Ge- 
meinschaft wird sie indessen mehr als bisher in eine 
Gesamtpolitik der Gemeinschaft eingebettet sein. 

Diese Behauptung hat auf allgemeiner politischer 
Ebene gewiß ihre Richtigkeit, und für die 
künftige Entwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik 
trifft sie um so mehr zu. Die Konsolidierung und die 
Weiterentwicklung dieser Politik sind nämlich eng 
verbunden mit dem späteren Fortschritt in anderen 
Gemeinschaftspolitiken wie der Politik zur Schaffung 
der Wirtschafts- und Währungsunion, der Regional- 
politik und der Sozialpolitik. Die Einführung solcher 
Politiken wurde übrigens auf der Gipfelkonferenz 
im Oktober 1972 gefordert. Daher hat die Kommis- 
sion dem Rat mehrere Mitteilungen und Vorschläge 
zur effektiven Verwirklichung der von den Staats- 
und Regierungschefs festgehaltenen Ziele unterbrei- 
tet. 

2 . In ihrem Vorschlag an den Rat über die Fest- 
setzung der Preise für verschiedene landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse und bestimmte Folgemaßnahmen 
[Dok. KOM(73) 445 endg. vom 21. März 1973] hat 
die Kommission festgestellt, daß der Agrarpreis- 
politik in immer größerem Maße durch die zwin- 
genden Folgen der allgemeinen Wirtschaftspolitik 
Grenzen gesetzt werden und daß im übrigen die 
Agrarpreispolitik zwar zur allgemeinen Anhebung 
der landwartschaftlichen Einkommen beitragen kann, 
jedoch nicht alle Schwierigkeiten aufgrund der un- 
terschiedlichen Ausgangspositionen innerhalb des 
Agrarsektors selbst zu meistern vermag. Die Kom- 
mission hatte daher dem Rat mitgeteilt, daß sie die 
Absicht hat, die anstehenden Probleme und die 
Zweckmäßigkeit ergänzender Maßnahmen, mit de- 
nen eine gerechte und angemessene Verbesserung 
der landwirtschaftlichen Einkommen ohne Gefahr 
einer Verschärfung der Marktlage erreicht werden 
könnte, einer eingehenden Prüfung zu unterziehen. 

Die Kommission hat es für erforderlich gehalten, die- 
se Probleme nicht einzeln zu behandeln, sondern sie 
in den politischen und wirtschaftlichen Zusammen- 
hang mit der späteren Entwicklung anderer Gemein- 
schaftspolitiken einzubeziehen. 


Die Agrarpolitik wollte nämlich niemals so verstan- 
den werden, als könne sie allein alle Probleme der 
europäischen Landwirtschaft nur mit ihren Instru- 
menten lösen. Die Lösung einiger dieser Probleme 
erfordert die Durchführung einer kohärenten Ge- 
samtheit von Gemeinschaftsmaßnahmen nicht nur im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik, sondern 
auch im Rahmen der schrittweisen Integration ande- 
rer Politiken. 

3 . Dem vorliegenden Memorandum, das das Ergeb- 
nis der Überlegungen der Kommisison enthält, liegt 
diese umfassende Betrachtungsweise zugrunde. 

Hinsichtlich des der eigentlichen gemeinsamen 
Agrarpolitik gewidmeten Teils handelt es sich um 
die Fortsetzung des von der Kommisison während 
der ganzen Zeit der Ausarbeitung der gemeinsamen 
Agrarpolitik verfolgten Denkmodells. Diese Politik 
war übrigens niemals eine statische Politik. Seit 
ihrer Einführung wurde sie, gerade mit Rücksicht 
auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in 
der europäischen Landwirtschaft, ergänzt und ge- 
ändert. Außerdem nehmen die Verbraucherinteres- 
sen gegenwärtig einen immer größeren Platz in den 
die Agrarpolitik bestimmenden Überlegungen ein. 

In diesem evolutiven Gesamtzusammenhang ist das 
von der Kommission in dem vorliegenden Memo- 
randum vorgeschlagene Anpassungsprogramm für 
die gemeinsame Agrarpolitik zu verstehen. 

4 . Dieses Anpassungsprogramm wurde für den 
Zeitraum von 1973 bis 1978 konzipiert und hat die 
Verbesserung der Preis- und Marktpolitik, die Ver- 
stärkung und Ergänzung der Sozial- und Struktur- 
politik sowie die Stützung der Bemühungen in diesen 
Bereichen durch konkrete Verwirklichungen im 
Rahmen anderer Gemeinschaftspolitiken zum Ziel. 

Außerdem schlägt die Kommission vor, den Beitrag 
der gemeinsamen Agrarpolitik in anderen Bereichen, 
beispielsweise im Verbraucherschutz und im Um- 
weltschutz, ergänzend zu entwickeln. 

5 . In den ersten zehn Jahren ihres Bestehens hat 
sich die gemeinsame Agrarpolitik der gemeinsamen 
Marktorganisation als Hauptinstrument bedient. Da- 
her kommt es, daß dieses Arbeitsinstrument das älte- 
ste und ausgereifteste ist. Die Kommission vertritt 
die Auffassung, daß die Preis- und Marktpolitik - auf 
moderne Betriebe ausgerichtet - das Hauptinstru- 
ment der Einkommenspolitik in der Landwirtschaft 
bleiben muß. Sie ist jedoch ebenfalls der Ansicht, 
daß dieses Instrument aufgrund der gesammelten 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleit^t mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
28. November 1973-1/4 -680 70- E-Ag 13/73: 

Das Memorandum ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 5. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist nicht vor- 
gesehen. 

Für die Ratstagung am 19. /20. November 1973 ist ein erster Gedankenaustausch über das Kommissions- 
memorandum vorgesehen. 


2 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1302 


Erfahrung der neueren Entwicklung angepaßl und 
verbessert werden muß. Diese Anpassungen ver- 
folgen ein dreifaches Ziel: die für einige Agrar- 
märkte charakteristischen Ungleichgewichte zu ver- 
ringern, einige Mechanismen der gemeinsamen 
Marktorganisation zu vereinfachen und die Ausga- 
ben der Abteilung Garantie der EAGFL zu reduzie- 
ren. 

Der Kommission ist insbesondere an diesem dritten 
Ziel gelegen. Das vorliegende Memorandum zeigt 
auf, wie sehr sie sich darum bemüht hat, die Aus- 
gaben der Abteilung Garantie des EAGFL subtan- 
tiell zu verringern, ohne dabei an den Grundfesten 
der Preis- und Marktpolitik, wie sie bisher verfolgt 
wurde, zu rütteln. 

Dieses Ziel konnte sie mittels konkreter Vorschläge 
in den einzelnen Bereichen zur Verbesserung der 
Preisverhältnisse und zur Durchführung von Sonder- 
maßnahmen verwirklichen. 

6 . Diese Preis- und Marktpolitik kann nur voll 
wirksam werden, wenn sie mit einer dynamischen 
Sozial- und Strukturpolitik vervollständigt wird. Die 
effektive Anwendung einer solchen Politik ist eine 
absolute Notwendigkeit, wenn man erreichen will, 
daß noch bestehende Lücken namentlich im Einkom- 
mensbereich ausgefüllt werden. 

Daher schlägt die Kommission vor, den einmal be- 
schrittenen Weg der Sozial- und Strukturpolitik 
energisch weiter zu verfolgen und diese Politik ins- 
besondere durch Verwirklichung ihrer Vorschläge 
auf dem Gebiet der Beihilfen für benachteiligte Ge- 
biete zu ergänzen. 

7 . Die in diesen beiden Bereichen vorgesehenen 
Aktionen müssen jedoch durch flankierende Maß- 
nahmen im Rahmen anderer Politiken verstärkt ge- 
stützt werden. Sollen die Ziele der gemeinsamen 
Agrarpolitik voll verwirklicht werden, ist ein gleich- 
zeitiges Vorgehen in den Bereichen der Preis- und 
Marktpolitik, der Strukturpolitik und der anderen 
Politiken zur Erreichung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion erforderlich. Die Kommission schlägt die 
im vorliegenden Memorandum enthaltenen Aktio- 
nen und Maßnahmen von dieser Dreiheit ausgehend 
vor. Mit Rücksicht auf die im Rahmen dieses Ge- 
samtkonzepis vorgeschlagenen Aktionen hält sie es 
weder für erforderlich noch für zweckmäßig, zusätz- 
liche Maßnahmen im Bereich der landwirtschaftlichen 
Einkommen einzuführen. 

8. Das im vorliegenden Memorandum vorgeschla- 
gene Anpassungsprogramm 1973 bis 1978 enthält ein 
Bündel von Maßnahmen und Aktionen, die in dem 
genannten Zeitraum schrittweise verwirklicht wer- 
den müssen, und daher ist es erforderlich, Beschlüs- 
se und Entscheidungen in jedem der drei Bereiche 
schon jetzt zu treffen. 

Die Kommission ist außerdem zu dem Schluß ge- 
langt, daß ergänzende Maßnahmen in Form von 
mehr oder weniger generell gewährten Einkom- 
mensbeihilfen für die Landwirtschaft die Struktur- 


entwicklung der Landwirtschaft hemmen, in den 
meisten Mitgliedstaaten beträchtliche administra- 
tive Schwierigkeiten schaffen und zu hohe Ausgaben 
für den Fiskus zur Folge haben könnten. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die zahlreichen 
bereits eingeleiteten sozio-strukturellen Maßnahmen 
sowie die im Rat zur Diskussion anstehenden neuen 
Maßnahmen in der Landwirtschaft und in anderen 
Bereichen zusammen mit verschiedenen in diesem 
Memorandum vorgesehenen Bestimmungen eine an- 
gemessene Steigerung der landwirtschaftlichen Ein- 
kommen erlauben, ohne zu einer Verschärfung der 
Marktlage zu führen. 

9 . Die Kommission ist sich der Tatsache bewußt, 
daß die Einführung des vorgeschlagenen Anpas- 
sungsprogramms für jeden der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft gewisse Belastungen mit sich bringt. 

Sie appelliert an alle, sich diesen Belastungen kurz- 
fristig zu unterziehen, um so auf mittlere Sicht zu 
einer gesunden und ausgewogenen Situation zu ge- 
langen, die der europäischen Landwirtschaft als er- 
sten zugute kommen würde. 

I. Bilanz der gemeinsamen Agrarpolitik 

10 . Die Landwirtschaft kann als einer der Wirt- 
schaftsbereiche gelten, in denen die europäische Eini- 
gung am weitesten fortgeschritten ist. Diese Fest- 
stellung ist um so bedeutsamer, als der Agrarsektor 
in allen Industrieländern stets Gegenstand staat- 
licher Interventionen war, die in den einzelnen Län- 
dern mehr oder weniger umfangreich und in ihrem 
Wesen und ihren Modalitäten mehr oder weniger 
unterschiedlich waren. 

Die Gemeinschaft hat bei diesem Problem, das ln der 
Vergangenheit oft ein Hindernis für die wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit gebildet hatte, einen Durch- 
bruch erzielt und damit bewiesen, daß eine wirt- 
schaftliche Integration in einem Sektor, der als einer 
der heikelsten gilt, möglich ist. Die Verwirklichung 
einer gemeinsamen Agrarpolitik hat in dieser Hin- 
sicht beispielhaften Wert. 

Ferner hat sie dazu beigetragen, die im Vertrag vor- 
gesehenen Stufen der Übergangszeit zurückzulegen 
und mitunter dem Zeitplan vorauszueilen, zugleich 
aber auch zu beweisen, daß die Integration eines ein- 
zigen Wirtschaftssektors nicht ausreichte und daß 
eine umfassendere Wirtschafts- und Währungsunion 
notwendig war. 

11 . Von Landwirtschaften ausgehend, die in mehr 
als einer Hinsicht äußerst unterschiedlich waren, 
wurden im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik 
- hauptsächlich mit Hilfe einer gemeinsamen Orga- 
nisation der Agrarmärkte, die kürzlich durch eine 
Sozial- und Strukturpolitik ergänzt wurde - auf 
inner- wie auch auf außergemeinschaftlicher Ebene 
eine Reihe von Maßnahmen mit positiven Ergebnis- 
sen durchgeführt. 


3 



Drucksache 7/1 302 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


12. Innergemeinschaftlich ermöglichten diese Maß- 
nahmen die Errichtung eines großen Agrarmarktes, 
der 1972 rund 193 Millionen Verbraucher und 8,4 
Millionen in der Landwirtschaft Beschäftigte um- 
faßte, welche 67,4 Millionen Hektar bebauten. Mit 
der Erweiterung der Gemeinschaft stiegen diese Zah- 
len auf 260 Millionen Verbraucher, 9,6 Millionen in 
der Landwirtschaft Beschäftigte und 94,6 Millionen 
Hektar. Trotz gewisser Unvollkommenheiten hat 
dieser große Agrarmarkt Verbrauchern wie auch Er- 
zeugern unbestreitbare Vorteile gebracht. 

13. So führte die Errichtung eines gemeinsamen 
Agrarmarktes zu einer starken Zunahme des Wa- 
renverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten. Von 1963 
bis 1972 ist der innergemeinschaftliche Handel mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen und Nahrungsmit- 
teln um das 2,8fache gestiegen. 

14. Durch Interventionen an den Außengrenzen hat 
die gemeinsame Agrarpolitik eine gewisse Stabilität 
auf dem Binnenmarkt geschaffen; die jüngsten Er- 
schütterungen des Weltmarktes sind hierfür ein zu- 
sätzlicher Beweis. Gleichzeitig hat sie den Ausbau 
des Handels mit den Drittländern nicht behindert, 
denn die Einfuhren der Gemeinschaft an landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen und Nahrungsmitteln ha- 
ben von 1963 bis 1972 um 48 v. H. zugenommen; die 
Einfuhren der einer Marktorganisation unterliegen- 
den Erzeugnisse haben etwas mehr zugenommen 
als die Einfuhren der übrigen landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse und Nahrungsmittel. 

15. Die Zunahme des Warenverkehrs ermöglichte 
eine reichhaltigere und konstantere Nahrungsmittel- 
versorgung. Der freie Verkehr mit landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen und Nahrungsmitteln hat den 
Fächer der dem Verbraucher angebotenen Waren 
beträchtlich erweitert. In der Nahrungsmittelbran- 
che dürfte sich die Zahl der Waren, die dem Ver- 
braucher angeboten wurden, in den letzten fünf Jah- 
ren verdreifacht haben. Die Folge dieser größeren 
Auswahl war ein verstärkter Wettbewerb zwischen 
den Erzeugnissen, der dem Verbraucher zugute kam. 

16. Der Prozeß der Strukturverbesserung der Land- 
wirtschaft hat sich auch auf der Ebene des Betriebs 
fortgesetzt. Von 1960 bis 1967 ging die Zahl der 
Betriebe um durchschnittlich 1,7 v. H. pro Jahr zurück; 
von 1967 bis 1970 erhöhte sich diese Rate auf 3,9 v. H. 
Zwischen 1960 und 1973 verminderte sich die Er- 
werbsbevölkerung in der Landwirtschaft um etwa 
7 Millionen Personen. Die Zahl der Erwerbsperso- 
nen, die während dieses Zeitraums aus der Landwirt- 
schaft in die Industrie oder in den Dienstleistungs- 
bereich übergewechselt sind, wird auf fast 2,5 Mil- 
lionen geschätzt. Mit dieser Strukturverbesserung 
ging eine ständige Zunahme der Produktivität der 
landwirtschaftlichen Arbeit einher. 

So konnte sie nicht verhindern, daß weiterhin große 
Einkommensunterschiede innerhalb des Agrarsek- 
tors bestehen. Besonders deutlich sind diese Unter- 
schiede bei den einzelnen Produktionszweigen und, 


innerhalb desselben Produktionszweiges je nach 
der Wirtschaftsgröße der einzelnen Betriebe. Fer- 
ner zeigt sich, daß die regionale Streuung der land- 
wirtschaftlichen Einkommen beträchtlich größer ist 
als zwischen den außerlandwirtschaftlichen Tätigkei- 
ten auf regionaler Ebene. 

18. Vor allem das Vorhandensein großer Einkom- 
mensunterschiede machte es notwendig, das gegen- 
wärtig eingesetzte Instrumentarium zu erweitern, um 
die landwirtschaftliche Umstrukturierung zu be- 
schleunigen und dabei gleichzeitig den umfassen- 
deren Interessen unserer Gesellschaft Rechnung zu 
tragen. Die Einführung einer Sozial- und Struktur- 
politik im Jahre 1972 ist in dieser Sicht ein erstes 
Bemühen, das man fortsetzen und durch andere 
Maßnahmen ergänzen muß. In diesem Zusammen- 
hang kommt der Anwendung der geplanten Maß- 
nahmen zugunsten der Landwirtschaft in Bergge- 
bieten und in bestimmten anderen benachteiligten 
Gebieten besondere Bedeutung zu. 

19. Die Markt und Preispolitik wiederum war nicht 
imstande, bestimmte Ungleichgewichte auf den 
Agrarmärkten zu verhüten. So sah sich die Gemein- 
schaft mehrmals bedeutenden Überschüssen im 
Milchsektor gegenüber, während die Versorgung mit 
rotem Fleisch ein Defizit aufwies. Auch auf dem 
Getreidemarkt bestanden Überschüsse an Brotgetrei- 
de und ein Mangel an bestimmten Futtergetreide- 
arten. 

20. Die in einigen Bereichen vorhandenen Ungleich- 
gewichte haben zu einer beträchtlichen Erhöhung 
der Ausgaben der Abteilung „Garantie" des EAGFL 
beigetragen; ein großer Teil dieser Ausgaben wird 
durch bestimmte Interventionsmaßnahmen auf dem 
Binnenmarkt verursacht (Denaturierung von Weich- 
weizen; Sondermaßnahmen für den Butterabsatz). 

21. Schließlich war die gemeinsame Agrarpolitik 
auch nicht in der Lage, das Zerbrechen des einheit- 
lichen Marktes infolge der Währungsereignisse zu 
verhüten. Gegenwärtig ist der gemeinsame Markt 
in fünf Teilmärkte aufgesplittert, die durch Wäh- 
rungs-Ausgleichsbeträge miteinander verknüpft sind. 

22. Es wäre jedoch ungerechtfertigt, der gemein- 
samen Agrarpolitik einige dieser Unzulänglichkeiten 
anzulasten, für die sie nicht allein verantwortlich ge- 
macht werden kann. Die vollständige Einbeziehung 
des Agrarsektors in die allgemeine Volkswirtschaft 
ist nur mit Hilfe eines Bündels von aufeinander ab- 
gestimmten gemeinschaftlichen Aktionen möglich, 
die insbesondere die Wirtschafts- und Währungspoli- 
tik, die Regionalpolitik und die Sozialpolitik betref- 
fen. Wenn man die Bilanz aus zehn Jahren gemeinsa- 
mer Agrarpolitik zieht, dann muß man nachdrücklich 
auf die ernsten Mängel hinweisen, die in diesen ver- 
schiedenen Bereichen noch bestehen zu einem Zeit- 
punkt, in dem die Gemeinschaft nach Beitritt dreier 
neuer Mitgliedstaaten in eine neue Größenordnung 
eintritt. 
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II. Markt- und Preispolitik 

A. Allgemeine Leitlinien 

23 . In ihren ersten zehn Jahren hat sich die gemein- 
same Agrarpolitik hauptsächlich auf das Instrument 
der gemeinsamen Agrarmarktorganisation gestützt. 
Mit Hilfe der Markt- und Preispolitik konnte die 
Abkapselung der Agrarmärkte innerhalb der Ge- 
meinschaft beseitigt werden. Der Austausch land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse mit den Drittländern 
wurde einer Gemeinschaftsregelung unterworfen; 
diese Regelung schützt den Binnenmarkt der Ge- 
meinschaft vor übermäßigen Schwankungen auf dem 
Weltmarkt und verbürgt den einheimischen Erzeu- 
gern einen gewissen Vorrang bei der Versorgung 
der Verbraucher. Die Organe der Gemeinschaft ver- 
walten die Agrarmärkte, und die entstandenen Aus- 
gaben werden durch eigene Mittel der Gemeinschaft 
gedeckt. 

24 . Die gemeinsame Marktorganisation stützt sich 
somit auf drei Grundgedanken, die auch, nachdem 
die Marktoiganisation auf drei neue Mitgliedstaateii 
ausgedehnt wurde, ihren vollen Wert behalten: ein 
einheitlicher Markt, Gemeinschaftspräferenz und 
finanzielle Solidarität. Der Grundsatz des einheit- 
lichen Marktes wurde zwar durch die Einführung 
von Währungs Ausgleichsbeträgen stark durchlö- 
chert. Die Wiederherstellung eines einheitlichen 
Marktes ist eng verknüpft mit der Währungsstabiii- 
tät, die ihrerseits von der Vollendung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion abhängt. In der Ent- 
wicklung auf die Wirtschafts- und Währungsunion 
hin, die in der Ratsentschließung vom 22. März 1971 
vorgesehen und auf dem Gipfeltreffen vom Oktober 
1972 bestätigt worden ist, muß die Wiederherstel- 
lung des einheitlichen Marktes spätestens zum 31. 
Dezember 1977 - dem Tage, an dem die beitrittsbe- 
dingten Ausgleichsbetiäge abgeschafft werden, ein 
Grundziel der gemeinsamen Agrarpolitik bleiben. 

25 . Immer häufiger wird an der gemeinsamen 
Agrarpolitik im allgemeinen und der Markt- und 
Preispolitik im besonderen Kritik geübt. Die Kritik 
gilt im wesentlichen folgenden drei Punkten: dem 
Ungleichgewicht bestimmter Agrarmärkte, den 
hohen Kosten der Stützungspolitik und der Starr- 
heit und Kompliziertheit der Verwaltungsmechanis- 
men. 

26 . Die Kommission hat die Berechtigung bestimm- 
ter Kritiken der Markt- und Preispolitik anerkannt 
und nach Mitteln für die notwendige Anpassung die- 
ser Politik gesucht. In Anbetracht der Erfahrungen 
aus zehn Jahren gemeinsamer Agrarpolitik ist sie 
der Meinung, daß diese Anpassung drei Hauptziele 
verfolgen muß: 

— Verminderung der auf einigen Agrarmärkten 
herrschenden Ungleichgewichte; 

— Senkung der Ausgaben der Abteilung Garantie 
des EAGFL, die 1973 auf 3,8 Milliarden Rech- 
nungseinheiten geschätzt werden, und teilweise 
Neuausrichtung dieser Ausgaben; 


— Vereinfachung bestimmter Abläufe der gemein- 
samen Marktorganisation. 

27 . Zur Erreichung dieser Ziele erschienen der 
Kommission mehrere allgemeine oder produktspe- 
zifische Mittel besonders geeignet: 

— Herstellung besserer Preisrelationen zwischen 
den landwirtschaftlichen Erzeugnissen; 

— eine gewisse finanzielle Verantwortung der land- 
wirtschaftlichen Erzeugung für strukturelle Über- 
schüsse; Ausbau der Verfahren zur Anhörung der 
betroffenen Berufsverbände; 

— flexiblere Gestaltung der Mechanismen der ge- 
meinsamen Marktorganisation, namentlich durch 
deren Vereinfachung und eine strengere Über- 
wachung der Maßnahmen; nach Möglichkeit 
Verbesserung der Haushaltsvorausschau. 

28 . Die Kommission ist der Ansicht, daß die Ver- 
öffentlichung von Textsammlungen der für die ge- 
meinsame Agrarpolitik gültigen Rechtsakte wesent- 
lich zur Übersichtlichkeit der gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften beitragen und somit ihre Anwen- 
dung durch die betreffenden Behörden und Wirt- 
schaftskreise erleichtern könnte. 

29 . Die überwiegende Mehrheit der landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse fällt bereits jetzt unter die ge- 
meinsame Marktorganisation. Die noch vorhande- 
nen Lücken, welche Ungleichgewichte verursachen, 
müssen rasch und in dem erforderlichen Maße aus- 
gefüllt werden, indem so bald wie möglich Vor- 
schläge für gemeinsame Marktorganisationen für 
Erzeugnisse wie Schaffleisch und Kartoffeln verab- 
schiedet werden. 

30 . Im Bereich der Preispolitik für den Zeitraum 
1973 bis 1978 ist die Kommission der Ansicht, daß 
sich die jährlichen Beschlüsse des Rates stärker auf 
eine Beurteilung sachlicher Maßnahmen stützen soll- 
ten, wobei jedoch die durch das Bestehen strukturel- 
ler Überschüsse bedingten Grenzen der Preispolitik 
einzuhalten wären. Aus diesem Grunde äußert sie 
die Absicht, bei ihren künftigen Vorschlägen die Ent- 
wicklung des allgemeinen Preisniveaus mehr und 
mehr auf die modernen Betriebe auszurichten ’). Die- 
sen Betrieben nämlich muß die allgemeine Agrar- 
preispolitik ein Arbeitseinkommen zu garantieren su- 
chen, das sich mit dem Einkommen aus nichtlandwirt- 
schaftlicher Arbeit vergleichen läßt, wobei eine ange- 
messene Verzinsung des investierten Kapitals einer- 
seits und die Entwicklung der Preise für Produk- 
tionsmittel und der Produktivität andererseits zu be- 
rücksichtigen sind. In ihren Vorschlägen für die 
Preise der einzelnen Erzeugnisse hingegen wird die 


9 Hierbei handelt es sich um die landwirtschaftlichen Be- 
triebe, die bereits das in Artikel 4 der Richtlinie Nr. 
72/159/EWG des Rates vom 17. April 1972 über die 
Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe ge- 
nannte vergleichbare Arbeitseinkommen erzielen 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96 
vom 23. April 1972, S. 3) 
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Kommission die Situation von Angebot und Nach- 
frage auf jedem einzelnen Markt berücksichtigen. 
Die Kommission ist überzeugt, daß eine solche Preis- 
politik mit der antiinflatorischen allgemeinen Politik 
der Gemeinschaft zu vereinbaren ist. 

Was schließlich den Zeitplan der Gemeinschafts- 
regelung für die Festsetzung der Agrarpreise be- 
trifft, so schlägt die Kommission dem Rat vor, den 
Stichtag auf den ersten Januar vor dem betreffen- 
den Wirtschaftsjahr vorzuverlegen. Diese Termin- 
änderung wird ihr die Möglichkeit geben, in den 
Jahresbericht über die Lage der Landwirtschaft, der 
zu ihren Vorschlägen gehört, neuere Angaben ein- 
zubeziehen und der der Beitrittsakte beigefügten 
Erklärung betreffend das System zur Festsetzung 
der Agrarpreise der Gemeinschaft besser Rechnung 
zu tragen. 

B. Maßnahmen für verschiedene Agrarmärkte 

a) Milch 

31. Der Milchsektor macht 18 v. H. des Wertes der 
landwirtschaftlichen Endproduktion der erweiterten 
Gemeinschaft aus. Auf die Flächen für Grünfutter- 
anbau und Dauergrünland (für die gesamte Vieh- 
haltung einschließlich Milchkuhhaltung) entfallen 
57 V. H. der landwirtschaftlichen Nutzfläche. Es gibt 
24,5 Millionen Milchkühe in 2,7 Millionen Ställen; 
65 V. H. der Betriebe haben weniger als 10 Milch- 
kühe und halten 29 v. H. des gesamten Milchkuhbe- 
standes; 2 V. H. der Betriebe haben mehr als 50 
Milchkühe und halten 14 v. H. des Gesamtbestandes. 

32. In Anbetracht des Erfordernisses einer gewis- 
sen, mehr oder weniger ständigen Reserve, ange- 
sichts der Notwendigkeit, eine wirksamere Verbin- 
dung zwischen den Milcherzeugern und den von 
ihnen versorgten Märkten herzustellen, sowie in An- 
betracht der Bedürfnisse der Verbraucher werden 
folgende Anpassungen an der gemeinsamen Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse vorge- 
schlagen: 

1. In Anbetracht der vorhandenen umfangreichen 
Überschüsse Einführung einer befristeten Pro- 
duktionsabgabe auf die an die Molkerei gelie- 
ferte Milch, die auf der Ebene des Erzeugers er- 
hoben und nicht auf den Verbraucher abgewälzt 
wird. Die ersten abgelieferten 10 000 Liter sollen 
für jeden Betrieb abgabefrei sein. Molkereien, 
die einen noch zu bestimmenden Anteil ihrer Er- 
zeugung an die Interventionsstellen liefern, müß- 
ten eine zusätzliche Abgabe entrichten. Die Ab- 
gabe würde auf einen bestimmten Betrag fest- 
gesetzt, wobei der Abgabesatz gemäß noch fest- 
zulegenden Durchführungsbestimmungen, je nach 
dem Ausmaß der Überschüsse schwanken, aber 
höchstens 2 v. H. des Milchrichtpreises betragen 
würde. Das Aufkommen aus dieser Abgabe wäre 
nach Anhörung der betreffenden Wirtschaftskrei- 
se für Maßnahmen zur Förderung des Absatzes 
der Überschüsse auf dem Binnenmarkt zu ver- 
wenden. 


2. Änderung des Verhältnisses Fett/Eiweißstoffe 
mit dem Ziel, zu einem Verhältnis 50/50 (gegen- 
wärtig 58/42) zu gelangen; dieses Verhältnis er- 
gäbe folgende Interventionspreise; 

Butter: 153,35 Rechnungseinheilen je 100 kg 
(gegenwärtig 176,00); 

Magermilchpulver: 76,80 Rechnungseinheiten je 
100 kg (gegenwärtig 66,00). 

3. Ausschließlich Verwendung von Butterfett im 
Sektor der Milcherzeugnisse und für Speise-Eis. 

4. Verminderung der Stützungsmaßnahmen für 
Landbutter. , 

5. Außerdem verschiedene technische Anpassungen 
der gemeinsamen Marktorganisation, um die Ver- 
waltung flexibler zu gestalten (z. B. elastische 
Festsetzung der Beihilfe für Magermilch oder 
Milchpulver). 

33. Die Durchführung dieser Maßnahme hätte zwei 
Folgen: 

a) Der Rückgang des Butterverbrauchs würde auf- 
gefangen, und die Milcherzeugung wäre vorüber- 
gehend weniger attraktiv dank einer Produk- 
tionsabgabe, die nach und nach wieder ein bes- 
seres Gleichgewicht zwischen Angebot und Nach- 
frage hersteilen würde-, 

b) die Ausgaben der Abteilung Garantie des EAGFL 
würden am Ende des Anpassungszeitraums 1973 
bis 1978 um rund 470 Millionen Rechnungseinhei- 
ten sinken; bereits im ersten Jahr dieses Zeit- 
raums würden die Maßnahmen betreffend das 
Verhältnis Fett/Eiweißstoffe, Landbutter und 
Milchabsatz auf dem Binnenmarkt eine Einspa- 
rung für den EAGFL bewirken. 

b) Rind- und Schaffleisch 

34. Fleisch ist ein Nahrungsmittel mit hohem Ei- 
weißgehalt, das in der Ernährungsbilanz der hoch- 
entwickelten Länder einen immer wichtigeren Platz 
einnimmt. In der erweiterten Gemeinschaft wird der 
Pro-Kopf-Verbrauch gegenwärtig auf rund 72 kg ge- 
schätzt, gegenüber nur 56 kg im Jahr 1960. Schweine- 
fleisch steht in der Verbraucherbilanz an erster Stel- 
le (37 V. H.), gefolgt von Rindfleisch (32 v. H.), Ge- 
flügelfleisch (12 V. H.), genießbarem Schlachtabfall 
(7 V. H.), Schaffleisch (5 v. H.) und sonstigem Fleisch 
(Kaninchen-, Wild- und Pferdefleisch: 4 v. H.). 

In der erweiterten Gemeinschaft machen die Aus- 
gaben für Fleisch gegenwärtig etwa 30 v. H. der ge- 
samten Nahrungsmittelausgaben der privaten Haus- 
halte aus. Dieser Anteil hat sich in den letzten Jah- 
ren ständig erhöht. 

35. Die Fleischversorgung der erweiterten Gemein- 
schaft weist ein strukturelles Defizit gegenüber dem 
Ausland auf, vor allem bei rotem Fleisch, bei Rind- 
und Schaffleisch. Das Gesamtdefizit erreicht im Jahre 
1972/1973 rund 1,6 Millionen t, davon 800 000 t Rind- 
fleisch, 380 000 t Schaffleisch und 130 000 t Pferde- 
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fleisch. Der Selbstversorgungsgrad der erweiterten 
Gemeinschaft .beträgt für den gesamten Fleischbe- 
darf 90 V. H.; während er bei Schweinefleisch und 
Geflügelfleisch etwa 100 v. H. erreicht, beträgt er 
bei Rindfleisch, den anderen Fleischarten (Kanin- 
chen- und Wildfleisch) und bei genießbarem 
Schlachtabfall nur 85 v. H. und liegt weit niedriger 
bei Schaffleisch (54 v. H.) und Pferdefleisch (35 v. H.). 

36 . Das Defizit der erweiterten Gemeinschaft ge- 
genüber dem Ausland ist im Laufe der Zeit unver- 
ändert geblieben. Die durchschnittliche jährliche Zu- 
wachsrate der Erzeugung, die für die letzten zehn 
Jahre 3,2 v. H. beträgt, ist nämlich von der Zuwachs- 
rate des Verbrauchs (3,3 v. H.) gar nicht weit ent- 
fernt. 

37 . Die Lage sieht jedoch bei den einzelnen Erzeug- 
nissen verschieden aus. Die Fleischproduktion indu- 
striellen Charakters (Schweine- und Geflügelfleisch) 
ist weitgehend der Verbrauchsentwicklung gefolgt. 
Dagegen hat die Erzeugung von Rindfleisch zwischen 
1960 und 1971 nicht so rasch zugenommen (2,0 v. H.) 
als der Verbrauch (2,3 v. H.); das gleiche gilt für den 
genießbaren Schlachtabfall. Die Erzeugung von 
Schaffleisch ist unverändert geblieben, während der 
Verbrauch um rund 0,4 v. H. pro Jahr gestiegen ist. 
Bei Pferdefleisch gehen Erzeugung und Verbrauch 
zurück, und zwar nimmt der Verbrauch langsamer 
ab als die Erzeugung. 

38 . So beschränkt sich das Problem des Defizits der 
erweiterten Gemeinschaft bei der Fleischversorgung 
im wesentlichen auf die Sektoren Rindfleisch und 
Schaffleisch. 

Die gegenwärtig vorliegenden Schätzungen deuten 
darauf hin, daß dieses Defizit bis 1978 steigen wird. 

39 . Die Kommission ist der Ansicht, daß es unter 
diesen Umständen bei Rindfleisch und Schaffleisch 
wie auch bei den Milcherzeugnissen geboten ist, 
Maßnahmen zu treffen, um die Erzeugung von rotem 
Fleisch in der Gemeinschaft in ein besseres Gleich- 
gewicht vor allem zur Milcherzeugung zu bringen. 
Zweckmäßigerweise gehören diese Maßnahmen in 
den Rahmen der Prämienregelung für die Umstel- 
lung von Milchkuhbeständen auf Bestände zur 
Fleischerzeugung, der Prämienregelung zur Förde- 
rung der speziell auf die Fleischerzeugung ausgerich- 
teten Rinderaufzucht und der Richtlinie über die 
Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten 
anderen benachteiligten Gebieten. Außerdem soll- 
ten die preispolitischen Maßnahmen im Zeitraum 
1973 bis 1978 die Versorgungslage der Gemeinschaft 
bei rotem Fleisch berücksichtigen. 

40 . Der Rindfleischsektor macht 15 v. H. des Wertes 
der landwirtschaftlichen Endproduktion der erwei- 
terten Gemeinschaft aus. Wie in Ziffer 31 vermerkt, 
entfallen auf die Flächen für Grünfutteranbau und 
das Dauergrünland 57 v. H. der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche. Im Jahre 1971 zählte der Rinderbestand 
29 Millionen Kühe, davon rund 4,5 Millionen gleich- 
rassige Kühe. 


41 . Die jetzige gemeinsame Marktorganisation für 
Rindfleisch muß den Erfordernissen eines Marktes, 
der durch ständige Ungleichgewichte zwischen An- 
gebot und Nachfrage gekennzeichnet ist, besser an- 
gepaßt werden. Vor allem erweist sich als notwen- 
dig, sie so umzugestalten, daß die Belastung bei der 
Einfuhr dem tatsächlichen Preis sämtlicher eingeführ- 
ter Erzeugnisse auf der einen Seite und den Markt- 
preisen der Gemeinschaft auf der anderen Seite bes- 
ser entspricht, wobei die Neutralität des Außen- 
schutzes gegenüber der gegenwärtigen Regelung 
gewahrt werden muß. 

42 . Folgende Anpassungen an der gemeinsamen 
Marktorganisation für Rindfleisch werden vorge- 
schlagen; 

1. Abschaffung des Orientierungspreises für Käl- 
ber. 

2. Ablösung des jetzigen gemischten Systems „Zoll" 
und je nach Zubereitung gestaffelte Abschöp- 
fung durch eine für alle Zubereitungsarten gül- 
tige einzige Einfuhrabgabe, die in folgender 
Weise nach dem Wert festgesetzt würde: 

a) für lebende Tiere und Frischfleisch würde der 
Höchstbetrag der Abgabe in regelmäßigen 
Zeitabständen unter Berücksichtigung der 
durchschnittlichen Einfuhrpreise festgelegt; 
der tatsächliche Betrag würde je nach dem 
Verhältnis zwischen dem gemeinschaftlichen 
Marktpreis und dem Orientierungspreis be- 
stimmt; 

b) für Gefrierfleisch wäre die Einfuhrabgabe 
gleich hoch wie der Unterschied zwischen dem 
aus dem Orientierungspreis abgeleiteten 
Preis und dem von den Frachtkosten berei- 
nigten Angebotspreis auf dem Weltmarkt. 

Bei der Erhebung der Einfuhrabgabe würden 
die zwischenstaatlichen Verpflichtungen der 
Gemeinschaft eingehalten, ebenso auch die 
Verpflichtungen, die aus den auf Grund der 
Assoziationsabkommen getroffenen Anord- 
nungen erwachsen. 

3. Verstärkung der Maßnahmen zur Ausrichtung 
auf Fleischerzeugung. 

43 . Der Schaffleischsektor macht 3,6 v. H. des Wer- 
tes der landwirtschaftlichen Endproduktion der er- 
weiterten Gemeinschaft aus. Im Jahre 1971 gab es 
etwa 41 Millionen Schafe, davon 28 Millionen Mut- 
terschafe, in 800 000 Betrieben. 

44 . Die Errichtung einer Gemeinsamen Marktorga- 
nisation für Schaffleisch in einer der in Artikel 40 
des Vertrages vorgesehenen Formen ist eine wirt- 
schaftliche Notwendigkeit für die erweiterte Ge- 
meinschaft. Auf dem Fleischmarkt des Vereinigten 
Königreichs und Irlands liegen die Preise für Rind-- 
und Schaffleisch nahe beieinander. In diesen Mit- 
gliedstaaten werden sich die Rindfleischpreise wäh- 
rend der Übergangszeit schrittweise dem Preisni- 
veau der ursprünglichen Gemeinschaft annähern. 
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Ohne eine Gemeinsame Marktorganisation für 
Schaffleisch hätte dies sowohl bei den Erzeuger- als 
auch bei den Verbraucherpreisen Verzerrungen zur 
Folge, Außerdem dürfte der Ausbau der Schafzucht 
zu einem besseren Gleichgewicht des Fleischmark- 
tes beitragen. 

45 . Die künftige Gemeinsame Marktorganisation, 
die im Zeitraum 1973 bis 1978 zu errichten wäre, 
.sollte sich auf folgende Grundsätze stützen: 

1. Die Regelung für den Binnenmarkt der erweiter- 
ten Gemeinschaft hätte zur Grundlage: 

— die Festsetzung von Ausgleichsbeträgen zwi- 
schen der ursprünglichen Gemeinschaft und 
Dänemark einerseits und dem Vereinigten 
Königreich und Irland andererseits; diese Be- 
träge würden auf den Marktpreisen beruhen 
und würden schrittweise herabgesetzt; 

— die Abschaffung aller mengenmäßigen Be- 
schränkungen sowie die Anwendung der Arti- 
kel 92 bis 94 des Vertrages. 

2. Die gegenwärtig geltende Regelung für den Wa- 
renverkehr mit Drittländern würde späterhin un- 
ter Berücksichtigung der einschlägigen interna- 
tionalen Verpflichtungen der Gemeinschaft neu 
überprüft werden. 

3. Maßnahmen zur Ausrichtung auf Schafzucht: 

— Verstärkung der Prärnienregelung für die Um- 
stellung von Milchkuhbeständen auf Bestände 
zur Fleischerzeugung; 

— Maßnahmen, die im Rahmen der Richtlinie 
über die Landwirtschaft in Berggebieten und 
in bestimmten anderen benachteiligten Ge- 
bieten vorgesehen sind; 

— gegebenenfalls Ausdehnung einiger in dieser 
Richtlinie vorgesehener Maßnahmen auf die 
Schafzucht in anderen dazu geeigneten Ge- 
bieten. 

46 . Die Durchführung dieser Maßnahmen im Rind- 
fleisch- und Schaffleischsektor würde dreierlei be- 
wirken: 

a) Nach und nach würde ein besseres Gleichgewicht 
auf dem Markt zwischen Milch und Fleisch und 
zwischen verschiedenen Arten von rotem Fleisch 
(Rindfleisch und Schaffleisch) entstehen. 

b) Die Ausgaben der Abteilung Garantie des EAGFL 
blieben im Rindfleischsektor unverändert (20 Mil- 
lionen Rechnungseinheiten), die für den Schaf- 
fleischsektor vorzusehenden Mittel wären gering- 
fügig. Die Ausgaben der Abteilung Ausrichtung 
des EAGFL könnten um 100 Millionen Rechnungs- 
einheiten für fünf Jahre steigen. 

c) Die Mechanismen der Gemeinsamen Marktorga- 
nisation für Rindfleisch würden stark verein- 
facht. 


c) Getreide 

47 . Der Getreidesektor macht 9,6 v. H. des Wertes 
der landwirtschaftlichen Endproduktion der erwei- 
terten Gemeinschaft aus. Auf den Getreideanbau 
entfallen 28 v. H. der landwirtschaftlichen Nutzfläche. 
Im Jahre 1966/67 hatte die Gemeinschaft rund 4,5 
Millionen Getreideanbaubetriebe, von denen 4 v. H. 
mehr als 50 ha zählten und 35 v. H. der gesamten 
Getreideanbaufläche bestellten. 

48 . Seit Einführung einer gemeinsamen Marktorga- 
nisation für Getreide am 1. Juli 1967 haben sich die 
Verhältnisse auf dem Weltmarkt beträchtlich ver- 
ändert. Entsprechend der Steigerung der Weltmarkt- 
preise für alle Getreidearten sind die Weltvorräte 
bedeutend zurückgegangen. 

Bei der Anpassung der bisher geltenden Zielvor- 
stellungen ist den Erfahrungen aus dem Funktionie- 
ren des gemeinsamen Getreidemarktes sowie der 
jüngsten Entwicklung auf dem Weltmarkt Rechnung 
zu tragen. 

49 . Es werden folgende Anpassungen der gemein- 
samen Marktorganisation für Getreide vorgeschla- 
gen: 

1. Schrittweise Herstellung einer besseren Preis- 
staffelung für die einzelnen Getreidcarten durch 
eine vorübergehende Nichtanhebung des Weich- 
weizenpreises und eine relative Erhöhung der 
Preise für Geiste und Mais. Das Ziel besteht 
darin, grundsätzlich ein gemeinsames Preisniveau 
zu erreichen, das dem Nährwert der einzelnen 
Getreidearten besser Rechnung trägt. 

2. Schrittweise Abschaffung des Denaturierungs- 
systems und gegebenenfalls Ersatz durch Aus- 
nahmemaßnahmen, welche die Verfütterung von 
Getreide erleichtern. 

3. Ersetzen der regionalen Staffelung der Interven- 
tionspreise durch ein System einheitlicher Inter- 
ventionspreise für Weichweizen und Gerste, das 
in der gesamten Gemeinschaft gelten und dem 
für Mais, Roggen und Hartweizen entsprechen 
soll. 

4. Abschaffung der Interventionen für Getreide, das 
geringere Eigenschaften hat als die Standardqua- 
lität. 

5. Anpassung des Systems der Produktionserstat- 
tungen (Maisstärke, Weizenstärke, Kartoffel- 
stärke, Maisgrütze). 

6. Einführung einer vollstädigen, in sich geschlos- 
senen Vorratspolitik, die auf Weichweizen aus- 
gerichtet würde. Die Vorratsmienge würde nach 
den Erfordernissen einer regelmäßigen Versor- 
gung des Marktes der Gemeinschaft und nach 
den Verpflichtungen festgesetzt, welche die Ge- 
meinschaft auf internationaler Ebene hinsichtlich 
der Vorratshaltung eingegangen ist. Der Vorrat 
würde insbesondere zur Garantie der Versor- 
gungssicherheit der menschlichen Ernährung und 
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gegebenenfalls der Viehfütterung sowie zur Aus- 
führung der Verpflichtungen auf dem Gebiet der 
Nahrungsmittelhilfe verwendet. 

7. Außerdem würden an der gemeinsamen Markt- 
organisation einige technische Anpassungen vor- 
genommen, um die Verwaltung flexibler zu ge- 
stalten (Beispiele: elastische Festsetzung der di- 
rekten Beihilfe für Hartweizen; Verlegung des 
Beginns des Maiswirtschaftsjahres, damit Gerste 
von Juli bis September wettbewerbsfähiger wird; 
Einführung eines Systems öffentlicher Ausschrei- 
bungen der Erstattungen). 

50. Die Anwendung dieser Maßnahmen hätte drei 
Folgen: 

a) Die Ungleichgewichte, die auf dem Getreidemarkt 
regelmäßig zu verzeichnen waren, würden nach 
und nach verschwinden, und es käme entspre- 
chend den tatsächlichen Bedürfnissen des Marktes 
zu einem besseren Gleichgewicht zwischen den 
einzelnen Getreidearten. 

b) Die Ausgaben der Abteilung Garantie des EAGFL 
würden am Ende des Anpassungszeitraums 1973 
bis 1978 um rund 580 Millionen RE sinken; die 
Auswirkung der geplanten Maßnahmen im ersten 
Jahr dieses Zeitraums läßt sich auf rund 150 Mil- 
lionen RE veranschlagen. 

c) Die Mechanismen der gemeinsamen Marktorga- 
nisation würden vereinfacht. 

d) Eiweißstoffe 

51. Die Entwicklung der Schweine- und Geflügel- 
erzeugung und das Vordringen von Mischfuttermit- 
teln in der Tierernährung haben in der Gemeinschaft 
zu einer zunehmenden Verwendung stark eiweißhal- 
tiger Grundstoffe, abgesehen von Grünfuttermitteln 
geführt. Diese neben den Grünfuttermitteln in der 
Gemeinschaft für die Tierernährung verwendeten 
Eiweißfuttermittei überstiegen 1971/72 17 Millionen 
Tonnen. Ihr Wert schwankt erheblich, je nach Ei- 
weißgehalt (18 V. H. für Luzernemehl, 70 v. H. für 
Fischmehl). 

52. Die Versorgung mit Eiweißfuttermitteln wird 
zu drei Viertel durch Ölsaaten (Ölkuchen und Futter- 
kuchenmehl) gedeckt, der Rest durch Fleisch- und 
Fischmehl, Luzernemehl, Hülsenfrüchte und Milch- 
pulver. Getreide, das zwar einen gewissen Prozent- 
satz Eiweiß enthält, wird in der Tierernährung 
hauptsächlich als Kraftfutter verwendet. Die Ver- 
wendung nichtlandwirtschaftlicher Eiweiße ist noch 
geringfügig. 

53. Der Selbstversorgungsgrad der Gemeinschaft 
an Eiweißstoffen ist ständig zurückgegangen; 
gegenwärtig liegt er bei 4 v. H. für Ölkuchen und 
30 V. H. für Fischmehl. Auch die Erzeugung von Hül- 
senfrüchten für Futterzwecke nimmt ab. 

54. Aus dem Bericht über die Versorgungslage der 
erweiterten Gemeinschaft mit Eiweißstoffen läßt sich 
folgendes entnehmen: 


a) Bis 1977/78 wird die Fleischnachfrage in der Ge- 
meinschaft weiterhin ansteigen, allerdings etwas 
langsamer als bisher; es ist deshalb damit zu 
rechnen, daß die Fleischerzeugung in der Ge- 
meinschaft zunehmen wird. 

b) In den letzten zehn Jahren wurde in der Gemein- 
schaft ein Vordringen der Mischfuttermittel fest- 
gestellt, das die Zunahme der Tierhaltung bei 
weitem übertraf. Dieser Zug zur Rationalisierung 
der Tierernährung wird sich in den folgenden 
Jahren fortsetzen, insbesondere in bestimmten 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 

Dagegen hat die 1973 eingetretene Änderung der 
Preisrelation zwischen Eiweißfuttermitteln und 
Getreide zu einer Einschränkung der Verwen- 
dung von Eiweiß geführt. Wenn eine solche Preis- 
relation fortbesteht, könnte diese Erscheinung 
anhalten. 

c) Unter diesen Bedingungen scheint es vernünftig, 
in der Gemeinschaft bis 1977/78 für den Ver- 
brauch eiweißhaltiger Stoffe eine Steigerungs- 
rate von 3 V. H. jährlich anzunehmen. 

d) Die Nachfrage nach eiweißhaltigen Stoffen wird 
nicht nur in der Gemeinschaft steigen. Schätzun- 
gen zufolge wird die Nachfrage nach Ölkuchen 
in den Vereinigten Staaten um 6 v. H. pro Jahr 
zunehm^en; in anderen Teilen der Welt, vor allem 
in bestimmten Ländern östeuropas und in Japan, 
wird die Nachfrage wahrscheinlich noch stärker 
wachsen. 

e) Erscheinen auch die verfügbaren Eiweißstoffe 
ausreichend, um die Weltnachfrage im Wirt- 
schaftsjahr 1973/74 zu decken, so ist nicht aus- 
geschlossen, daß die Erzeugung in den kommen- 
den Jahren Schwierigkeiten hat, der Nachfrage 
zu folgen. Tatsächlich dürfte die Fischmehlerzeu- 
gung, die 1972 stark zurückgegangen ist, kaum 
wieder ansteigen; auch die Erzeugung von Ölsaa- 
ten scheint, abgesehen von Sojabohnen, nicht er- 
heblich ausgeweitet werden zu können. Nur die 
Sonnenblumenerzeugung könnte tatsächlich zu- 
nehmen, vor allem in den osteuropäischen Län- 
dern, aber es ist anzunehmen, daß diese Produk- 
tion vom wachsenden Bedarf dieser Länder selbst 
aufgenommen wird. 

f) In den kommenden Jahren wird die Lieferung 
zusätzlicher Eiweißmengen, die für die Befriedi- 
gung der wachsenden Weltnachfrage nach Eiweiß 
notwendig ist, hauptsächlich von der Sojabohnen- 
erzeugung abhängen. 

Jedoch scheint die Ausweitung der Sojabohnen- 
produktion in den Vereinigten Staaten nur über 
eine Vergrößerung der Flächen möglich. Sojaboh- 
nen sind aber sogar zu dem 1973 geltenden Preis 
für die Landwirte weniger interessant als andere 
Kulturen, wie Mais und Baumwolle. Daher läßt 
sich fragen, ob die amerikanische Landwirtschaft 
ihre Anbauflächen für Sojabohnen weiterhin un- 
beschränkt ausweiten kann. Hier kann der Hin- 
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weis aufschlußreich sein, daß die verfügbaren 
Prognosen für 1974 einen geringen Rückgang der 
fraglichen Anbauflächen anzeigen. 

Was Brasilien anbelangt, so dürfte der Bedarf für 
den eigenen Verbrauch die mögliche Produktions- 
steigerung zum Teil aufnehmen. 

55, Unter diesen Bedingungen dürfte es im allge- 
meinen Interesse liegen, daß sich die Gemeinschaft 
bemüht, bei der Versorgung mit Eiweißfuttermitteln 
in den nächsten fünf Jahren nach Möglichkeit ein 
übermäßiges Anwachsen ihrer Einfuhrabhängigkeit 
zu verhindern. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß 
die Anbauflächen in der Gemeinschaft ständig abneh- 
men; jede Bemühung um eine Ausweitung der An- 
bauflächen für eiweißhaltige Erzeugnisse wird zu 
einer Einschränkung der Getreideanbauflächen füh- 
ren. 

56. Die Maßnahmen zur Ausweitung der Gemein- 
schaftsproduktion von eiweißhaiygen Stoffen könn- 
ten vor allem folgendes vorsehen: 

a) Herstellung einer günstigeren Preisrelation zwi- 
schen Raps und Sonnenblumen durch eine relati- 
ve Anhebung der Preise für Sonnenblumen. Da- 
durch würde die Ausweitung der Sonnenblumen- 
produktion gefördert, die 200 000 t (70 000 t im 
Jahre 1972) erreichen könnte. Die Sonnenblumen- 
produktion in der Gemeinschaft ist stark defizitär, 
bei Raps aber könnten Absatzschwierigkeiten bei 
öl und Ölkuchen auftreten, wenn die Produktion 
noch weiter erhöht würde. 

b) Die Ausweitung der gegenwärtig für Rapssaaten 
und Sonnenblumenkerne geltenden Unterstüt- 
zungsregelung auf Sojabohnen. Diese Regelung 
müßte jedoch so angepaßt werden, daß das Ein- 
fuhrsystem für Sojabohnen unverändert bliebe. 
Mit diesen Maßnahmen ließe sich 1977/78 eine 
Sojabohnenproduktion von 100 000 t erreichen. 

c) Ein Anreiz zur Trocknung von Futterpflanzen wie 
z. B. Luzerne, um das Angebot dieses Erzeugnis- 
ses auf dem Markt spürbar zu erhöhen. Hierzu 
wäre eine gemeinsame Aktion zur Förderung der 
Errichtung und Rationalisierung von Trocknungs- 
anlagen sowie Maßnahmen zur Senkung der Ge- 
stehungskosten der fraglichen Erzeugnisse vorzu- 
sehen. 

d) Preissenkung für in der Gemeinschaft erzeugtes 
oder aus Drittländern eingeführtes Qualitäts- 
saatgut von Hülsenfrüchten für Futterzwecke, wie 
z. B. Felderbsen und Pferdebohnen. 

e) Die Aufstellung eines Forschungsprogramms zur 
Entwicklung und Verbreitung neuer Sorten in der 
Gemeinschaft, die geeignet sind, die Eiweißer- 
zeugung zu steigern, insbesondere im Hinblick 
auf: 

— Saatgut für Hybridpferdebohnen, 

— Getreide mit hohem Eiweißgehalt. 

f) Unter gleichen Bedingungen in allen Mitglied- 
staaten Zulassung von Harnstoff für die Tier- 


ernährung. Dieser Stoff ermöglicht nämlich die 
Einsparung eiweißhaltiger Stoffe, was dazu bei- 
tragen würde, der Zunahme des Defizits der Ge- 
meinschaft vorzubeugen. 

g) Die Prüfung anderer Techniken, die eine Aus- 
weitung der Erzeugung von Eiweißstoffen mög- 
lich machen, einschließlich der Prüfung der Pro- 
bleme, die sich in bezug auf die Harmonisierung 
der entsprechenden Rechtsvorschriften ergeben. 

57. Die Durchführung der genannten Maßnahmen 
dürfte zu einer Erhöhung der Ausgaben des EAGFL 
um rund 30 Millionen Rechnungseinheiten führen. 

58. Angesichts der stark defizitären Eiweißversor- 
gungslage in der Gemeinschaft beeinträchtigen die 
genannten Maßnahmen nicht die Entwicklung des 
Handels mit Drittländern, vor allem den Ländern, 
die in dem der Beitrittsakte beigefügten Protokoll 
Nr. 22 aufgeführt sind. 

e) Ölsaaten 

59. Der Sektor Ölsaaten stellt wertmäßig 1,6 v. H. 
der landwirtschaftlichen Endproduktion der erwei- 
terten Gemeinschaft. Die Anbauflächen dieses Sek- 
tors umfaßten 1971 500 000 ha oder 0,5 v. H. der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche, von denen 400 000 ha 
auf Raps und Rübsen entfielen. 

60. Der ölivenölsektor stellt wertmäßig 1,2 v. H. der 
landwirtschaftlichen Endproduktion der erweiterten 
Gemeinschaft. Die Ölbaumkulturen umfassen 2,3 Mil- 
lionen ha oder 2,3 v. H. der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche. Rund 1 Million Betriebe der Gemein- 
schaft betreiben diese Erzeugung; die Ölerzeugung 
erfolgt in rund 12 000 Mühlen. 

61. Wegen der in diesem Sektor seit 1966 beobach- 
teten Schwierigkeiten werden folgende Anpassun- 
gen der gemeinsamen Marktorganisation vorge- 
schlagen: 

1. Bei Ölsaaten: 

a) Überprüfung der regionalen Staffelung der 
Preise, um die Aufhebung der zusätzlichen 
Beihilfe für in Italien verarbeitete Rapssaa- 
ten zu ermöglichen. 

b) Aufstellung eines Programms zur Entwick- 
lung und Verteilung von ausgewählten Raps- 
saatgut mit Merkmalen, die die Hemmnisse 
beheben, die heute noch seine Verwendung 
beschränken. Ab Wirtschaftsjahr 1976/77 
würde die Beihilfe nur noch für Rapssaaten 
gewährt, die aus ausgewähltem, bestimmte 
Merkmale aufweisendem Saatgut erzeugt 
sind. 

2. Bei ölivenöl führt die Erfahrung zu dem Schluß, 
daß die geltende Regelung nur unzureichend der 
Struktur des Olivenölsektors entspricht. Die bei 
der Kontrolle und Gewährung der Olivenölbei- 
hilfe festgestellten Schwierigkeiten machen dies 
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besonders deutlich. Auch ohne völlige Änderung 
der Regelung ist es jedoch möglich, einige we- 
sentliche Verbesserungen anzubringen: 

a) Festsetzung einer maximalen Beihilfe in Höhe 
^ des Unterschieds zwischen dem Erzeugerricht- 
preis und dem Marktrichtpreis. Würde der auf 
dem Markt erzielte Preis den Marktrichtpreis 
wesentlich übersteigen, so würde die Beihilfe 
um einen entsprechenden Betrag gekürzt. 

b) Ab Wirtschaftsjahr 1974/75 Verstärkung der 
Kontrollen in bezug auf die Beihilfen, insbe- 
sondere durch: 

— die Einrichtung eines Olivenölregisters, 

— die Aufstellung strenger Maßstäbe für die 
Festsetzung der Richterträge, 

— die Auflage für die Erzeuger, den Nach- 
weis zu erbringen, daß ihre Erzeugung die 
Richterträge überschritten hat, 

— eine größere Verantwortung der Erzeuger. 

62 . Die Durchführung dieser Maßnahmen würde zu 
einer beträchtlichen Ausgabenverringerung der Ab- 
teilung Garantie des EAGFL am Ende der Anpas- 
sungszeit 1973 bis 1978 führen. 

f) Sonstige Erzeugnisse 

1. Wein 

63 . Der Weinsektor stellt 6 v. H. der landwirtschaft- 
lichen Endproduktion der erweiterten Gemeinschaft. 
Die Weinberge umfassen 2,6 Millionen ha oder 2,8 
V. H. der landwirtschaftlichen Nutzfläche. Die vier 
Weinerzeugerländer zählen rund 2 Millionen Wein- 
baubetriebe. 

64 . In diesem Sektor wird eine Anpassung des 
jetzigen Interventionssystems insofern vorgeschla- 
gen, als die Kommission die Möglichkeit erhalten 
soll, im Verwaltungsausschußverfahren das Destil- 
lieren von Wein in den ersten zwei Monaten des 
Wirtschaftsjahres auf der Grundlage eines Ankaufs- 
preises zu beschließen, der zwischen 50 und 60 v. H. 
des Richtpreises liegt. 

2. Kartoffeln 

65 . Der Kartoffelsektor stellt wertmäßig 2,8 v. H. 
der landwirtschaftlichen Endproduktion der erwei- 
terten Gemeinschaft. Die Kartoffelanbauflächen um- 
faßten 1971 1,6 Millionen ha oder 1,7 v. H. der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche und betrafen rund 2,5 
Millionen landwirtschaftliche Betriebe. 

66 . Für den Kartoffelsektor gibt es noch keine ge- 
meinsame Marktorganisation; in einigen Mitglied- 
staaten gelten zur Zeit Mindestpreisregelungen. 

Die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Speisekartoffeln in einer der in Artikel 40 
des Vertrages vorgesehenen Formen würde die An- 
wendung der Wettbewerbsregeln und die Einfüh- 
rung von Qualitätsnormen umfassen. 


Im übrigen wird auf die im Kapitel Getreide vor- 
geschlagenen Anpassungen in bezug auf Kartoffel- 
stärke hingewiesen. 

3. Zucker 

In diesem Bereich hat die Kommission dem Rat be- 
reits ihre Anpassungsvorschläge vorgelegt (Dok. 
KOM [73] 1177 vom 19. Juli 1973). 


III. Strukturpolitik 

67 . Kennzeichnend für die jüngste Entwicklung der 
gemeinsamen Agrarpolitik ist u. a., daß die gegen- 
seitige Ergänzung der Preis- und Marktpolitik und 
der Strukturpolitik sowie die engen Verbindungen 
zwischen beidep Arten von Maßnahmen klar er- 
kannt werden. Einerseits hat sich gezeigt, daß die 
Preispolitik allein kleinen Ausgleich für angemes- 
sene Fortschritte bietet, die bei der Betriebsstruktur 
ausbleiben, und daß vielmehr die einheitliche Aus- 
wirkung dieser Politik aus Betriebsgruppen mit stark 
unterschiedlichen Strukturen die Einkommensdispa- 
ritäten zwischen den Betriebskategorien und Regio- 
nen in der Gemeinschaft noch vergrößert. 

Zum anderen sind für die Strukturverbesserung unbe- 
dingt notwendigen Investitionen nur denkbar, wenn 
die Preishypothesen, auf denen die Investitionen 
fußen, weiterhin gültig bleiben und wenn diese mit 
den wirtschaftlichen Erfordernissen der gemeinsa- 
men Agrarpolitik vereinbar sind. 

Die Kommission hat sich bereits für eine Arbeits- 
teilung zwischen diesen beiden Politiken entschie- 
den; bei ihren Preisvorschlägen geht sie nämlich von 
dem tatsächlichen Einkommensbedarf der Betriebe 
aus, die die Rentabilitätsstufe erreicht haben, wäh- 
rend es Aufgabe der Strukturpolitik ist, bei einem 
möglichst hohen Anteil der übrigen Betriebe diese 
Rentabilitätsstufe herbeizuführen. 

68. Im Rahmen der Strukturreform gibt es bereits 
gemeinschaftliche Aktionsinstrumente. Dies gilt un- 
«mittelbar für die Richtlinie 72/159 des Rates über die 
Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe, 
die beinhaltet, daß die Mitgliedstaaten ein selektives 
Beihilfesystem für Betriebe mit einem Betriebsent- 
wicklungsplan einzuführen haben, um so die Betriebe 
in die Lage zu versetzen, ein mit dem Einkommen 
anderer Gewerbegruppen der Region vergleichba- 
res Einkommen zu erzielen. Die Richtlinie 72/160 
über die Einstellung der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit dürfte sich beträchtlich auf die Agrar- 
strukturen auswirken, da durch diese Maßnahme 
das durch die Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit frei gewordene Land von Betrie- 
ben übernommen werden soll, die modernisiert wer- 
den. Gleichzeitig spielt sie eine nicht unerhebliche 
Rolle in der Frage der Einkommen der Personen, 
die ihre Erwerbstätigkeit in der Landwirtschaft auf- 
geben; die Richtlinie bietet ihnen entweder ein Er- 
satzeinkommen in Form einer jährlichen Rente für 
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Landwirte, die ihnen die Wahl eines Ersatzberufes 
ältere Landwirte oder eine Prämie für die anderen 
erleichtert. 

Schließlich soll die Richtlinie 72/161, die eine Ver- 
besserung der Information und beruflichen Ausbil- 
dung der in der Landwirtschaft tätigen Personen 
zum Ziel hat, diese Personen unterstützen, den Er- 
fordernissen einer in rascher Entwicklung befind- 
lichen Erwerbstätigkeit voll gerecht zu werden und 
sich auf diese Weise bessere Einkommensaussich- 
ten zu verschaffen. Die parallel laufende Maßnahme 
des Europäischen Sozialfonds zugunsten der Land- 
wirte, die ihren Beruf aufgeben, zielt ebenfalls auf 
eine Verbesserung der Produktivität und des Ein- 
kommens in den anderen Sektoren ab. 

69 . Zur Verbesserung der Einkommenslage ' einer 
recht hohen Zahl von Landwirten reichen diese Maß- 
nahmen allerdings nicht. In einigen Gebieten der 
Gemeinschaft ist es den landwirtschaftlichen Betrie- 
ben unmöglich, einen echten Gewinn aus der Preis- 
politik zu ziehen und von den Möglichkeiten der 
Strukturverbesserungspolitik Gebrauch zu machen, 
und zwar aus Gründen, die weder auf ihre persön- 
liche Befähigung noch auf den Zustand ihres Be- 
triebs, sondern auf die Eigenart dieser Gebiete zu- 
rückzuführen sind, die von Natur aus ständig we- 
sentlich benachteiligt sind. 

70 . Zur Verbesserung der Einkommen derartig be- 
nachteiligter Landwirte und als unmittelbaren Bei- 
trag zum Schutz dieser Gebiete hat die Kommission 
einen Richtlinienentwurf über die Berglandwirtschaft 
und die Landwirtschaft in anderen benachteiligten 
Gebieten vorgeschlagen; dieser Entwurf wird zur 
Zeit im Rat erörtert. 

Daß in einigen Agrargebieten die Möglichkeiten 
anderer Erwerbstätigkeiten fehlen, behindert die 
Modernisierung der Agrarbetriebe und damit eine 
Verbesserung des Einkommens ganz erheblich. Um 
hier Abhilfe zu schaffen, hat die Kommission dem 
Rat den Entwurf einer Verordnung über regional- 
politische Gemeinschaftsmaßnahmen in den Agrar- 
gebieten der Gemeinschaft unterbreitet, die mit Vor- 
rang zu fördern sind. 

71 . Zur Zeit wird die gemeinschaftliche Agrarstruk- 
turpolitik noch nicht überall in der Gemeinschaft 
durchgeführt. Nachdem sich die Genehmigung der 
ersten gemeinsamen Maßnahmen in diesem Bereich 
erheblich verzögert hatte, war es nämlich notwen- 
dig, die Frist für die Durchführung in den Mitglied- 
staaten bis zum 31. Dezember 1973 zu verlängern. 
Auch wenn einige Mitgliedstaaten bereits damit be- 
gonnen haben, diese Gemeinschaftsmaßnahmen ganz 
oder teilweise durchzuführen, so dürfte doch eine 
kritische Würdigung der Auswirkungen dieser Ge- 
meinschaftspolitik verfrüht sein. 

72 . Insbesondere unter Hinweis auf die Ratsent- 
schließung über die Agrarreform vom 25. Mai 1971 


hält die Kommission es für notwendig, die gelten- 
den Vorschriften und ihre derzeitigen Vorschläge 
über die Agrarstrukturpolitik zu ergänzen. 

73 . Diese Ergänzungen erstrecken sich auf zwei 
Bereiche. Ende 1973 will die Kommission dem Rat 
eine Richtlinie über die Förderung forstwirtschaft- 
licher Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruk- 
turen Vorschlägen. Die gemeinsame Maßnahme 
wird sich insbesondere auf Aufforstungsbeihilfen 
und gegebenenfalls auf die Verbesserung vorhan- 
dener forstwirtschaftlicher Flächen erstrecken, um 
das Einkommen der betroffenen Landwirte zu er- 
höhen, aber auch, um einen Beitrag zur Landschafts- 
erhaltung, besonders in benachteiligten Gebieten, 
zu leisten. 

74 . Ferner gedenkt die Kommission, Anfang 1974 
Vorschläge für gemeinsame Maßnahmen im Bereich 
der Marktstruktur zu unterbreiten. Dem Rat liegt 
bereits der Vorschlag einer Verordnung über die 
landwirtschaftlichen Erzeugergemeinschaften und 
ihre Zusammenschlüsse vor, mit der das Ziel ver- 
folgt wird, die Verhältnisse zu verbessern, unter 
denen die Landwirte ihre Erzeugnisse auf den Markt 
bringen. 

Die Kommission ist jedoch der Auffassung, daß die- 
se Tätigkeit durch ein gemeinsames Vorgehen auf 
dem Gebiet der Vermarktungs- und Verarbeitungs- 
ausrüstung für landwirtschaftliche Erzeugnisse er- 
gänzt werden muß. Sie hat deshalb die Absicht, dem 
Rat eine gemeinsame Aktion zur Förderung der Ent- 
wicklung und Rationalisierung in diesem Wirt- 
schaftszweig vorzuschlagen. Insbesondere gedenkt 
die Kommission, Initiativen zu fördern, die seitens 
der Behörden wie auch der beteiligten Wirtschaft.s- 
kreise zur Ausarbeitung sektoraler Aktionspro- 
gramme unternommen werden, wobei diese Pro- 
gramme einem Genehmigungsverfahren auf ge- 
meinschaftlicher Ebene unterliegen müssen; die Bei- 
hilfe der Abteilung Ausrichtung des EAGFL würde 
allmählich auf die im Rahmen solcher Programme 
aufgestellten Investitionsvorhaben konzentriert. 

Solange sich diese gemeinsame Aktion noch nicht 
voll auf die Strukturen aus wirkt, wird die Kommis- 
sion darauf sehen, daß die von der Abteilung Aus- 
richtung des EAGFL finanzierten Einzelvorhaben iip 
vollen Einklang zu den Ausrichtungen der Markt- 
und Preispolitik stehen. 

75 . Die Durchführung dieser Maßnahmen würde zu 
keiner Erhöhung der gegenwärtigen Ausgaben der 
Abteilung Ausrichtung des EAGFL führen. 

76 . Die Kommission ist überzeugt, daß die Ziele 
in Artikel 39 des Vertrages durch eine zusammen- 
gefaßte Aktion in den Bereichen der Preis- und 
Marktpolitik und der Agrarstrukturpolitik mit Unter- 
stützung der Regional- und Sozialpolitik, insbeson- 
dere des Europäischen Sozialfonds, erreicht werden 
müssen. 
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Nur auf diesem Wege kann gezielt zur Verbesse- 
rung des Einkommens der Betriebsgruppen beige- 
tragen werden, für die diese politischen Maßnah- 
men bestimmt sind, wobei gleichzeitig die Wettbe- 
werbsfähigkeit dieser Betriebe gewahrt bleibt. 


IV. Mit der Agrarpolitik zusammenhängende 
Politiken 

77. Als sektorale Politik kann die gemeinsame 
Agrarpolitik allein nicht alle wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme im Agrarbereich lösen. Dieser 
steht ja in enger Wechselbeziehung zu der übrigen 
Wirtschaft und hängt daher nicht nur von der allge- 
meinen Wirtsdiaftsentwicklung, sondern auch von 
der allgemeinen Wirtschaftspolitik sowie von den 
übrigen Sonderpolitiken im Regional-, Sozial-, 
Steuerbereich usw. ab. 

78. Zwar trifft es zu, daß die gemeinsame Agrar- 
politik bisher eine der Haupttriebfedern für die ge- 
meinschaftsweite Ausarbeitung gemeinsamer Politi- 
ken in diesen einzelnen Bereichen war, es trifft aber 
auch zu, daß das Fehlen oder die Unzulänglichkeit 
solcher gemeinsamer Politiken bisher häufig ein we- 
sentliches Hindernis auf dem Wege zur vollen Ver- 
wirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik war. Zwei besonders bezeichnende Beispiele 
hierfür sind das Zerbrechen des gemeinsamen Agrar- 
marktes nach den Währungsereignissen und das 
Fortbestehen von Einkommensungleichheiten inner- 
halb des Agrarsektors, besonders infolge des Feh- 
lens einer Regional- und Sozialpolitik. 

79. Die Kommission ist daher der Auffassung, daß 
die von ihr beabsichtigte Anpassung der gemein- 
samen Agrarpolitik in der Zeit von 1973 bis 1978 
von den anderen gemeinsamen Politiken durch kon- . 
krete Maßnahmen unters^tützt werden müßte. Um 
weldie Maßnahmen es hierbei hinsichtlich ihrer Aus- 
wirkungen auf die gemeinsame Agrarpolitik haupt- 
sächlich geht, wird im folgenden dargelegt. 

80. Die Kommission weist schließlich noch darauf 
hin, daß die gemeinsame Agrarpolitik einen wesent- 
lichen Beitrag zum Umweltschutz und zum Verbrau- 
cherschutz leistet. Da beide Fragen unsere moderne 
Gesellschaft außerordentlich stark beschäftigen, 
schlägt sie vor, den Beitrag der gemeinsamen Agrar- 
politik in beiden Bereichen zu erweitern. 

Ä. Wirtschafts- und Währungsunion 

81. Seit 1969 hatte die Landwirtschaft der Gemein- 
schaft die Folgen aus dem Fehlen einer Währungs- 
union zwischen den Mitgliedstaaten zu tragen. Durch 
die seither eingetretenen Wechselkursänderungen 
ist der Gemeinsame Markt, der durch gemeinsame, in 
Rechnungseinheiten festgesetzte Preise verwirklicht 
worden war, nach und nach auseinandergebrochen. 
Gegenwärtig ist der Gemeinsame Markt in fünf 
durch Währungsausgleichsbeträge miteinander ver- 


bundene Einzelmärkte aufgeteilt. Nur Frankreich 
und Dänemark wenden die gemeinsamen Preise an-, 
der Unterschied zwisdien den auf Landeswährung 
lautenden Preisen beläuft sich auf über 30 v. H. zwi- 
schen Deutschland und Italien, die an der oberen 
und unteren Spitze einer Preisschere liegen, inner- 
halb der sich außer dem französischen und dem däni- 
schen Markt der Markt der Benelux-Staaten sowie 
der Markt des Vereinigten Königreichs und Irlands 
befinden. Dieser Unterschied entspricht dem von 
1967, als die Preise vereinheitlicht wurden, und ist 
bei einigen Erzeugnissen sogar noch größer. 

82. Dieses Auseinanderbrechen des Gemeinsamen 
Marktes hat sowohl für die Landwirtschaft als auch 
für die gesamte Wirtschaft schädliche Folgen. Die 
lästigen Verwaltungsformalitäten, die zwangsläufig 
mit den Handelsgeschäften auf einem solchen Markt 
verbunden sind, müssen sich auf die Preise und auf 
den Warenverkehr auswirken. Da die Landwirtschaft 
außerdem schrittweise aus der allgemeinwirtschaft- 
lichen Umgebung herausgenommen wird, wie sie 
sich in den betroffenen Ländern nach den Wäh- 
rungsereignissen herausbildet, ergeben sich hier- 
durch auf die Dauer unerträgliche Wettbewerbsver- 
zerrungen zwischen den einzelstaatlichen Landwirt- 
schaften und zwischen landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen und landwirtschaftlichen Betriebsmitteln. Die 
standortgerechte Spezialisierung der Erzeugungen 
innerhalb der Gemeinschaft wird hierdurch erheb- 
lich verlangsamt. 

83. Das Fehlen einer in sich geschlossenen Wirt- 
schaftspolitik auf Gemeinschaftsebene ist auch für 
die Landwirtschaft von Nachteil. Die landwirtschaft- 
lichen Erzeuger, die nicht immer die Möglichkeit ha- 
ben, höhere Produktionskosten abzuwälzen, werden 
besonders hart von der Inflation betroffen. Auch 
die erheblichen Unterschiede im Bereich der Kredit- 
politik zwischen Zinssätzen des landwirtschaftlichen 
Kredits führen natürlich zu unterschiedlidien Vor- 
aussetzungen für die Landwirte, die investieren 
müssen, um ihren Betrieb entsprechend den Gemein- 
schaftsrichtlinien zu modernisieren. 

84. Im Hinblick auf die Wirtschafts- und Währungs- 
union, die in der Ratsentschließung vom 22. März 

1971 vorgesehen und vom Gipfeltreffen im Oktober 

1972 bestätigt wurde, ist die Kommission auf jeden 
Fall der Ansicht, daß bis 31. Dezember 1977 ein stu- 
fenweiser Abbau der Währungsausgleichsbeträge 
stattgefunden haben muß. 

B. Regionalpolitik 

85. Die Umstrukturierung des Agrarsektors wird 
in zahlreichen Regionen der erweiterten Gemein- 
schaft durch das Fehlen einer ausgewogenen Wirt- 
schaftsentwicklung behindert. Insbesondere handelt 
es sich um Regionen, deren landwirtschaftliche Er- 
werbsbevölkerung angesichts der Modernisierung 
der Agrarstrukturen bei weitem zu groß ist und die 
gleichzeitig eine niedrige Stufe der Wirtsdiaftsent- 
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Wicklung und der Einkommen aufweisen. Dieser Typ 
von Region umfaßt rund 40 v. H. der Fläche der Ge- 
meinschaft; die landwirtschaftliche Erwerbsbevölke- 
rung dieser Regionen umfaßt mehr als 60 v. H. der 
gesamten landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung 
der Gemeinschaft. 

86 . In Gebirgsgegenden und anderen von der Na- 
tur benachteiligten Gebieten wird die Weiterent- 
wicklung, ja sogar die Beibehaltung der Landwirt- 
schaft durch eine zu geringe Bevölkerungsdichte be- 
hindert, eine Folge nicht nur der Ungunst der Na- 
tur, sondern auch des Fehlens allgemeiner Infra- 
strukturen. Auf diese Regionen, von denen etwa 
die Hälfte dem im Vorabsatz beschriebenen Regions- 
typ entspricht, entfallen 20 v. H. der Gemeinschafts- 
fläche; zu ihnen gehören rund 20 Millionen ha Agrar- 
land und eine landwirtschaftliche Erwerbsbevölke- 
rung von rund 1 ,6 Millionen Personen. 

87. Die Kommission rechnet damit, daß der Fonds 
für Regionalentwicklung zur Besserung dieser Lage 
beitragen wird. Sie ist überzeugt, daß der Rat bis 
31. Dezember 1973 auch ihren Vorschlag über die 
Hilfe des EAGFL für die Schaffung außerlandwirt- 
schaftlicher Beschäftigungsmöglichkeiten in den mit 
Vorrang zu fördernden Agrargebieten erlassen wird. 
Ebenso hofft die Kommission, daß die Richtlinie über 
die Landwirtschaft in Berggebieten und bestimmten 
anderen benachteiligten Gebieten rasch zur Anwen- 
dung gelangt. 

G. Sozialpolitik 

88. Die Umstrukturierung des Agrarsektors ist ins- 
besondere in den mit Vorrang zu fördernden Agrar- 
gebieten der erweiterten Gemeinschaft durch das 
Ausbleiben gezielter Maßnahmen zugunsten der be- 
ruflichen Umschulung von Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft behindert, die den Beruf wechseln 
wollen. Die Zahl der Personen, die zwischen 1960 
und 1972 von der Landwirtschaft in einen außer- 
landwirtschaftlichen Beruf übergewechselt sind, wird 
auf rund 2,5 Millionen geschätzt. 

89. Die Aufnahme der Tätigkeit des erneuerten 
Sozialfonds ist eine wertvolle Unterstützung für die 
Umstrukturierung der Landwirtschaft in den kom- 
menden Jahren. Die Zahl der Personen, die aus die- 
sem Fonds in der Zeit von 1973 bis 1978 Nutzen 
ziehen können, wird mit 150 000 veranschlagt. 

90. Die vom Rat 1972 beschlossenen sozialen und 
strukturellen Maßnahmen müßten daher durch ein- 
zelstaatliche Maßnahmen bei der Gewährung von 
Ausbildungsstipendien für Kinder von Landwirten 
mit geringem Einkommen ergänzt werden. 

91. Die fehlende Angleichung der Systeme der so- 
zialen Sicherheit führt schließlich zu Wettbewerbs- 
verzerrungen innerhalb des Agrarsektors der Ge- 
meinschaft. Vor allem wirken sich hier auf die Agrar- 
einkommeii die Unterschiede zwischen den Mitglied- 


staaten aus, die bei den Systemen, der Beitrags- 
höhe und der Höhe der Überweisungen ins Ausland 
bestehen. 

D. Steuerpolitik 

92. Die ungenügende Harmonisierung der Steuern 
innerhalb der Gemeinschaft führt sowohl auf den 
Agrarmärkten als auch hinsichtlich der Wettbe- 
werbsverhältnisse der Landwirte zu Verzerrungen. 

93. Die Kommission hält es für ihre Pflicht, nach- 
drücklich die rasche Verwirklichung der Steuerhar- 
monisierung zu fordern, wie sie sich aus den auf dem 
Programm zur Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion beruhenden Vorschlägen ergibt. 

E. Umweltschutz 

94. Die gemeinsame Agrarpolitik kann erheblich 
zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt bei- 
tragen. In dieser Hinsicht sieht das vom Rat am 
19. Juli 1973 verabschiedete Aktionsprogramm für 
Umweltschutz in seinem Teil über die Rettung der 
natürlichen Umwelt vor, daß neben den bereits in 
Kapitel II dieses Memorandums (Forstwirtschaft, 
Berglandwirtschaft) aufgezeigten eine weitere An- 
zahl von Maßnahmen ergriffen werden,* dazu gehö- 
ren insbesondere die Entwicklung umweltfreund- 
licher Verfahren der landwirtschaftlichen Erzeugung 
und Tierzucht, die Verabschiedung entsprechender 
Vorschriften auf Gemeinschaftsebene und der Schutz 
bestimmter Tierarten, insbesondere der Zugvögel. 

F. Verbraucherschutz 

95. Zu den in Artikel 39 des Vertrages aufgezähl- 
ten Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik gehören 
u. a. die Stabilisierung der Märkte, die Sicherstel- 
lung der Versorgung und ein angemessenes Preis- 
niveau für die Verbraucher. 

Die verschiedenen landwirtschaftlichen Marktorga- 
nisationen haben dazu beigetragen, die Preise auf 
den Gemeinschaftsmärkten zu stabilisieren und diese 
weithin gegen das manchmal heftige Auf und Ab der 
Weltmarktpreise abzuschirmen. 

Wenn diese stabilisierende Wirkung auch bei einem 
allgemein als recht hoch angesehenen Preispegel ver- 
wirklicht wurde, ist doch festzustellen, daß die Prei- 
se für einige Haupterzeugnisse, wie Getreide, auf 
dem Weltmarkt in letzter Zeit überschritten worden 
sind. 

96. überzeugt, daß die Belange der Verbraucher 
noch mehr berücksichtigt werden müssen, möchte 
die Kommission die Vorteile herausstellen, die den 
Verbrauchern aus den in diesem Memorandum an- 
gekündigten Maßnahmen mittelbar oder unmittelbar 
zugute kommen werden. 

Was die Einführung gezielter Maßnahmen betrifft, 
so schlägt die Kommission folgende vor: 
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— im Zuge der Koordinierung der landwirtschafts- 
wissenschaftlichen Forschung Förderung der Er- 
forschung der Wirkungen des Verbrauchs der 
verschiedenen Fette auf die menschliche Gesund- 
heit; 

— Förderung von Qualitätsproduktionen und wirk- 
same Kontrolle dieser Produktionen. 


V. Auswärtige Handelsbeziehungen 

97 . Die Einführung der gemeinsamen Agrarpolitik 
und namentlich die schrittweise Entwicklung der ge- 
meinsamen landwirtschaftlichen Marktorganisatio- 
nen haben es in wenigen Jahren ermöglicht, ein sehr 
hohes Niveau der Liberalisierung des Warenver- 
kehrs zu erreichen. Die mengenmäßigen Beschrän- 
kungen und die Maßnahmen gleicher Wirkung sind 
in fast allen Fällen verschwunden. 

98 . Die Abkommen und Übereinkünfte, die die Ge- 
meinschaft in den Beziehungen zu ihren Handels- 
partnern für einen breiten Fächer landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse abschließen konnte, insbesondere 
die Abkommen über Preisgarantien, haben es er- 
laubt, ihre Handelspartner in wirtschaftlicher und 
kommerzieller Hinsicht Vorteile zu verschaffen. 


99 . Bei der Festlegung und Durchführung einer Po- 
litik der Sanierung des Weltmarktes mit Hilfe einer 
Anzahl weltweiter Übereinkommen hat die Gemein- 
schaft eine wichtige Rolle gespielt; in diesem Geiste 
hat sie vor kurzem die Linien abgesteckt, denen sie 
bei den mehrseitigen GATT- Verhandlungen zu fol- 
gen gedenkt. Die Kommission wird verschiedene 
weltweite Übereinkommen für landwirtschaftliche 
Grunderzeugnisse vorschlagen, die insbesondere 
eine international abgestimmte Politik der Vorrats- 
haltung umfassen. 

Wie erinnerlich, steht die Gemeinschaft auch mit 
zahlreichen Drittländern - insbesondere den Mittel- 
meerländern und den im Zusatzprotokoll Nr. 22 zur 
Beitrittsakte genannten Ländern - in Verhandlun- 
gen, wobei jedesmal ein landwirtschaftliches Kapitel 
vorgesehen ist. 

100 . In Anbetracht des wachsenden Nahrungsmit- 
telbedarfs in der Welt muß der Gemeinschaft audi 
an diesem Teil der Entwicklungshilfe gelegen sein, 
den unter bestimmten Umständen die Nahrungsmit- 
telhilfe bildet. Die Kommission ist bereit, dem Rat 
entsprechende Vorschläge zu unterbreiten, die mit 
der allgemeinen Politik der von der Gemeinschaft 
zu leistenden Entwicklungshilfe verbunden sein wer- 
den. 
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